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Sejeg- Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 10382.) Geſetz, betreffend die Abgrenzung und Geſtaltung der Berufsgenoſſenſchaften 
auf Grund des §. 141 des Unfallverſicherungsgeſetzes für Land- und Forſt⸗ 
wirthſchaft (Reichs-Geſetzbl. 1900 S. 641). Vom 16. Juni 1902. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


verordnen auf Grund des F. 141 des Unfallverficherungsgefeges für Land- und 
Forſtwirthſchaft Reichs-Geſetzbl. 1900 S. 641) für den geſammten Umfang der 
Monarchie, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags, was folgt: 


Einziger Paragraph. 

Das Geſetz vom 20. Mai 1887 (Geſetz Samml. S. 189), betreffend die 
Abgrenzung und Organiſation der Berufsgenoſſenſchaften auf Grund des $. 110 
des Reichsgeſetzes über die Unfall- und Krankenverſicherung der in land- und 
forſtwirthſchaftlichen Betrieben beſchäftigten Perſonen vom 5. Mai 1886 „erhält 
nachſtehende Faſſung: n 

Artikel J. 


In jeder Provinz bilden die Unternehmer der unter $. 1 des Reichsgeſetzes 
vom 30. Juni 1900 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 641) fallenden Betriebe eine Berufs⸗ 
genoſſenſchaft. 

Die hohenzollernſchen Lande werden der Berufsgenoſſenſchaft der Rhein⸗ 
provinz, die Stadt Berlin der Berufsgenoſſenſchaft der Provinz Brandenburg 
angeſchloſſen. 

Der Sitz der Berufsgenoſſenſchaft ift die Provinzialhauptſtadt, fofern durch 
den zuſtändigen Miniſter nichts Anderes beſtimmt wird. 


Artikel II. 


Die Berufsgenoſſenſchaft zerfällt in Sektionen. Jeder Kreis (Oberamts⸗ 
bezirh bildet eine Sektion. 
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Der Sitz der Sektion ift die Kreisſtadt, ſofern durch den zuſtändigen 
Miniſter nichts Anderes beſtimmt wird. 
Sektionsverſammlungen finden nicht ſtatt. 


Artikel III. 


Für jede Gemeinde bezeichnet die Gemeindevertretung oder, wo eine ſolche 
nicht beſteht, der Gemeindevorſtand aus der Mitte der der Gemeinde angehörenden, 
unter dieſes Geſetz fallenden Unternehmer oder bevollmächtigten Betriebsleiter einen 
Wahlmann. Innerhalb jedes Kreiſes (Oberamtsbezirkes) wählen die demſelben 
angehörenden Wahlmänner aus ihrer Mitte je einen Vertreter. In denjenigen 
Gemeinden, welche einen Kreis für ſich bilden, wird der Vertreter aus der Zahl 
der unter dieſes Geſetz fallenden Unternehmer oder Betriebsleiter durch die Ge— 
meindevertretung bezeichnet. 

Dieſe Vertreter bilden die Genoſſenſchaftsverſammlung (F. 39 des Reichs— 
geſetzes). 

Durch das Genoſſenſchaftsſtatut (F. 38 des Reichsgeſetzes) kann vorgeſchrieben 
werden, daß die Zahl der für jeden Kreis zu wählenden Vertreter vermehrt wird, 
oder daß mehrere Kreiſe zu gemeinſamen Wahlbezirken vereinigt werden. 


Artikel IV. 

Für diejenigen Berufsgenoſſenſchaften, bei welchen die Verwaltung der Ge— 
noſſenſchaft oder der Sektion, ſoweit fie den Vorſtänden zuſtehen würde, durch 
Beſchluß der Genoſſenſchaftsverſammlung an Organe der Selbſtverwaltung über— 
tragen worden iſt, tritt an die Stelle des Genoſſenſchaftsvorſtandes der Provinzial— 
ausſchuß, an die Stelle des Sektionsvorſtandes der Kreis-(Stadt-) Ausſchuß, in 
den Hohenzollernſchen Landen der Amtsausſchuß. 

Für den Stadtkreis Berlin wird der Sektionsvorſtand nach näherer Be— 
ſtimmung des Genoſſenſchaftsſtatuts ($. 38 des Reichsgeſetzes) gebildet. 


Artikel V. 
Für Bundesſtaaten, welche vor der auf Grund des $. 18 des Geſetzes vom 
5. Mai 1886 (Reichs-Geſetzbl. S. 132) erfolgten Errichtung der Berufsgenoſſen— 
ſchaften durch den Bundesrath ihr Gebiet oder Theile desſelben einer Berufs— 
genoſſenſchaft Preußens angeſchloſſen haben ($. 145 des Reichsgeſetzes), wird die 
Bildung, der Sitz und die Verwaltung der Sektionen durch das r 
ſtatut geregelt. 
Artikel VI. 
Hinſichtlich der Verwaltung der Berufsgenoſſenſchaften finden folgende Be— 
ſtimmungen Anwendung: 
1. Dem Sektionsvorſtande liegt die Veranlagung der Betriebe zu den 
Gefahrenklaſſen ($. 52 des Reichsgeſetzes) ſowie die Abſchätzung der 
Betriebe (§. 53 des Reichsgeſetzes) nach . Beſtimmung des Statuts 
(§. 38 des Reichsgeſetzes) ob. 
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Der Einſpruch gemäß F. 55 Abſ. 2 und F. 111 Abſ. 2 des Reichs⸗ 


geſetzes ſowie der Antrag gemäß F. 111 Abſ. 4 des Reichsgeſetzes find 
bei dem Sektionsvorſtande, die Beſchwerde gemäß F. 55 Abſ. 3 und 
§. 111 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes bei dem Genoſſenſchaftsvorſtand 
anzubringen. 

Die Bildung eines Genoſſenſchaftsausſchuſſes zur Entſcheidung 
über Beſchwerden (F. 38 Ziffer 3 des Reichsgeſetzes) findet nicht ſtatt. 


Von der Eröffnung eines neuen Betriebs (F. 67 des Reichsgeſetzes) 


hat der Gemeindevorſtand dem Sektionsvorſtande Kenntniß zu geben. 
Derſelbe hat die Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft zu prüfen. 

Wird die Zugehörigkeit anerkannt, ſo iſt, ſoweit nicht §. 57 des 
Reichsgeſetzes Anwendung findet, nach den $$. 54 und 55 des Reichs— 
geſetzes zu verfahren. 

Wird die Zugehörigkeit beanſtandet, ſo hat der Sektionsvorſtand 
die Entſcheidung des Genoſſenſchaftsvorſtandes einzuholen. 

Wird auch von dem Genoſſenſchaftsvorſtande die Zugehörigkeit 
abgelehnt, ſo hat er der unteren Verwaltungsbehörde Mittheilung hier— 
von zu machen. 

Dieſe kann den Fall dem Reichsverſicherungsamte zur Entſcheidung 
vorlegen. Auf Antrag der Berufsgenoſſenſchaft hat fie von dieſer Be— 
fugniß Gebrauch zu machen. 


Die Anzeige auf Grund des F. 68 des Reichsgeſetzes ſowie die An— 


meldung auf Grund des F. 69 des Reichsgeſetzes iſt bei dem Sektions— 
vorſtand anzubringen. Gegen Beſcheide des Sektionsvorſtandes ſteht 
dem Betriebsunternehmer binnen einer Friſt von 2 Wochen die Be— 
ſchwerde an den Genoſſenſchaftsvorſtand und gegen deſſen Beſcheid 
binnen gleicher Friſt die Beſchwerde an das Reichsverſicherungsamt zu. 


Die Prüfung und Abnahme der Jahresrechnung der Berufsgenoſſen— 


ſchaft ($. 42 Abſ. 2 Ziffer 3 des Reichsgeſetzes) erfolgt durch die Pro— 
vinziallandtage. 

Beſtimmungen über die Rechnungsführung, ſoweit ſie nicht durch 
das Genoſſenſchaftsſtatut getroffen ſind, werden vorbehaltlich der Vor— 
ſchriften des $. 115 des Reichsgeſetzes durch den Genoſſenſchaftsvorſtand 
erlaſſen. Dieſelben bedürfen der Genehmigung des Reichsverſiche— 
rungsamtes. 


Für die Vermögensverwaltung find die Vorſchriften des $. 116 des 


Reichsgeſetzes maßgebend. Anträge gemäß F. 117 des Reichsgeſetzes 
ſind ſeitens der Berufsgenoſſenſchaften durch die Ober-Präſidenten dein 
zuſtändigen Miniſter zur Entſcheidung vorzulegen. 


. Ueber Beſchwerden eines Erſatzpflichtigen gegen den ſchriftlichen Beſcheid 


des Genoſſenſchaftsvorſtandes, betreffend die Geltendmachung eines Er— 
ſatzanſpruchs (F. 148 des Reichsgeſetzes), entſcheiden die Provinzial— 
landtage. 8 
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Artikel VII. 

Das Genoſſenſchaftsſtatut trifft Beſtimmungen über die Vertretung der 
Berufsgenoſſenſchaften bei den Unterſuchungsverhandlungen ($. 72 des Reichs⸗ 
eſetzes): 

; über das Organ, bei welchem der Entſchädigungsanſpruch an— 
zumelden iſt (§. 78 des Reichsgeſetzes) und welches die Entſchädigung 
feſtzuſtellen und Beſcheid hierüber zu ertheilen hat (§§. 75 bis 81 
des Reichsgeſetzes) ; 

über die Mitwirkung des Sektionsvorſtandes bei Aufſtellung der 
Heberolle ($. 110 Abſ. 1 des Reichsgeſetzes). 


Artikel VIII. 

Soweit die Vorſchriften dieſes Geſetzes den Beſtimmungen der im $. 141 
des Reichsgeſetzes aufgeführten Paragraphen nicht entgegenſtehen, finden die 
Letzteren ſinngemäße Anwendung. 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Burg zu Nürnberg, den 16. Juni 1902. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bülow. v. Thielen. Schönſte dt. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. 
v. Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. 
Frhr. v. Hammerſtein. Möller. 


Nedigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


